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Antrag 
der Abgeordneten Rüdiger Lucassen, Gerold Otten, Jan Ralf Nolte, Hannes 
Gnauck, Carolin Bachmann, Dr. Christina Baum, Marc Bernhard, René 
Bochmann, Stephan Brandner, Marcus Bühl, Petr Bystron, Thomas Dietz, 
Dietmar Friedhoff, Markus Frohnmaier, Steffen Janich, Dr. Malte Kaufmann, 
Stefan Keuter, Barbara Lenk, Mike Moncsek, Edgar Naujok, Tobias Matthias 
Peterka, Jan Wenzel Schmidt, Uwe Schulz, Thomas Seitz, Dr. Dirk Spaniel, 
Wolfgang Wiehle, Kay-Uwe Ziegler und der Fraktion der AfD 

Keine COVID-19-Impfpflicht für Soldaten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Soldaten müssen gemäß § 17a des Soldatengesetzes Impfungen unter bestimmten Be-
dingungen dulden. Das Soldatengesetz sieht vor, dass der Soldat ärztliche Maßnahmen 
gegen seinen Willen nur dann dulden muss, wenn sie der Verhütung oder Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten dienen.  
Nach Ansicht des Bundesministeriums der Verteidigung sind die Voraussetzungen 
hierzu im Kontext des epidemischen Auftretens des SARS-CoV-2-Virus (vulgo: 
Corona) gegeben. Die Impfung gegen COVID-19 wurde am 24.11.2021 deshalb in die 
verpflichtenden Basisimpfungen der Bundeswehr (Zentralvorschrift A1-840/8-4000) 
aufgenommen. Dadurch unterliegen alle Soldaten derzeit einer de facto – Impfpflicht 
gegen COVID-19. 
Soldaten, die die Impfung mit den umstrittenen Impfstoffen nicht dulden wollen und 
diese verweigern, begehen ein Dienstvergehen und müssen mit erheblichen dienst-
rechtlichen und gegebenenfalls strafrechtlichen Konsequenzen rechnen.  
Diese Maßnahme, die die unterschiedslose Impfduldung aller Soldaten festlegte, war 
nach Presseberichten hoch umstritten und konnte erst nach „stundenlangen Verhand-
lungen“ in einem Schlichtungsausschuss nach „monatelangen Streit“ mit den Beteili-
gungsgremien getroffen werden. (vgl.: https://www.rnd.de/politik/corona-impfung-
impfpflicht-fuer-bundeswehr-beschlossen-H7W56TJJMYQLR3OIKCDPT-
NMH5E.html). 
Der Inspekteur des Heeres warnt in diesem Kontext davor, „dass es zu keiner Stigma-
tisierung oder Ausgrenzung bisher ungeimpfter Soldatinnen und Soldaten kommt, um 
das innere Gefüge in unseren Reihen zu wahren“ (vgl.: https://www.stern.de/poli-
tik/deutschland/coronavirus-impfverweigerern-bei-der-bundeswehr-drohen-harte-
strafen--30984642.html). 
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Aus Sicht der Antragssteller ist die Festlegung einer allgemeinen Pflicht zur Duldung 
der Impfung gegen Corona für alle Soldaten unverhältnismäßig und nicht dazu geeig-
net die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr zu erhalten. 
Zum einen verfügt die Bundeswehr bereits eine geschätzte Impfquote von 80 % der 
Soldaten und im Westen Deutschland sogar über 90 %. (vgl.: https://www.spie-
gel.de/politik/deutschland/coronavirus-verteidigungsministerium-kuendigt-faktische-
impfpflicht-fuer-soldaten-an-a-063b7c13-579f-4a31-869e-d589493b373b)  
Darüber hinaus sind die Soldaten der Bundeswehr mit einem Durchschnittsalter von 
33,4 Jahren (vgl.: Unterrichtung durch die Wehrbeauftragte, Jahresbericht 2020, S. 9, 
Bundestagsdrucksache 19/26600) deutlich jünger als der Durchschnitt der Bevölke-
rung und gehören in der Regel nicht zu Risikogruppen.  
Als wichtigstes Argument jedoch gilt, dass das Persönlichkeitsrecht der körperlichen 
Unversehrtheit von Soldaten nur eingeschränkt werden darf, wenn es für die Einsatz-
bereitschaft der Bundeswehr erforderlich ist. Dies ist bei der unterschiedslosen Imp-
fung aller Soldaten aus angeführten Gründen nicht der Fall. Es liegt aus Sicht der An-
tragssteller somit ein rechtswidriger, aber dennoch verbindlicher Befehl vor, der die 
Soldaten in einen Konflikt mit ihren Dienstherren bringt, den es aufzulösen gilt.  

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

die Impfung mit den vier derzeit zugelassenen Impfstoffen gegen das COVID-19-Vi-
rus aus der Liste der verpflichtenden Basisimpfungen der Bundeswehr (Zentralvor-
schrift A1-840/8-4000) zu streichen.  

Berlin, den 16. Dezember 2021 

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion 

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333




